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Werden sidi kleine und mittlere Unternehmen der Industrie 
im großen Markt behaupten?

Prof. Dr. W. Herrm ann und Dr. O. Rudolf, Köln

Die m it libera len  V orstellungen  des L a isse z 'fa ire  verbundene m itte ls tandsfreund liche  
W irtschaftspolitik w ird  b a ld  d e n  B ew eis ih re r  E ffiz ien z  a n tre ten  m üssen . D ie S tu n d e  d e r  
W ahrheit schlägt fü r  d ie  B u n desreg ierung  u n d  fü r  das k le in e  u n d  m ittle re  U nternehm er­
tum  im  Ja h re  1970, m it d em  E in tr itt in  d en  g ro ß en  G em einsam en M arkt. Vorbereitende  
M aßnahm en s in d  u. a . m it d e r  E rte ilu n g  e ines F orschungsauftrages seitens des B undes­
w irtschaftsm inisterium s a n  das M itte ls tandsin stitu t ge tro ffen , das e in e  vergleichende  
U ntersuchung über d ie  M itte ls ta n d sp o litik  in  d en  europäischen  S ta a ten  a n zuste llen  ha t. 
E ine in tensivere V orbereitung  a u f  d e n  z u  erw artenden  schärferen  W ettbew erbsw ind h a t  
m an  sich schon w esentlich  frü h e r  erho fft. D as g il t  auch insbesondere fü r  unser m itte l­
ständisches U nternehm ertum , das in  te ilw eise  u n ze itg em ä ß e  T ra d itio n a lism en  verstrickt ist. 
Um nicht fü n f  M inu ten  vo r z w ö lf  aus d em  T raum  kleingew erb lich  s truk tu r ierter  M ärkte  
zu  erwachen, b ed a rf es größerer A n stren g u n g en  sow ohl vo n  der B undesreg ierung  w ie von  
den  U nternehm ern a ls bisher. F rankreich  z. B , b ietet — u n d  das w eisen  d ie  A u to ren  in  der  
B eantw ortung  ih rer F rageste llung , ob sich K le in - u n d  M itte lindustr ie  im  g ro ß en  M arkt 
behaupten können , m it d e r  fo lg en d en  A b h a n d lu n g  e indrucksvo ll n a ch — ein e  vorb ild liche  
K onzeption  u n d  en tw ickelt in  deren  R ea lis ie ru n g  e in e  so rg fä ltig e  A k tiv itä t.

Größere Wirtschaftsräume mit einheitlichen Syste­
men der Wirtschafts-, Handels- und Steuerpolitik 

wie die EWG setzen neue Standort- und M arktbedin­
gungen, verändern Voraussetzungen für Produktion 
und Absatz und verschärfen den W ettbew erb oder 
wandeln seine Erscheinungsformen ab. Treten zur 
Integration noch kräftige Impulse aus der allgemei­
nen tedinisch-wirtschaftlichen W eiterentwicklung hin­
zu, dann fühlen sich viele, die bisher selbständig zu 
wirtschaften willens waren, überfordert. In ihnen ent­
steht ein neues Anlehnungsbedürfnis. Galt es seit der 
Dekartellierung schon für die kleinen und mittleren 
Unternehmen im Rahmen des nationalen Raumes alle 
Kräfte anzuspannen, wenn sie auf eigene Kappe wirt- 
sdiaftlich mithalten wollten, so sehen sie sich heute zu­
sätzlichen Anforderungen ausgesetzt, denen sie selbst, 
aber auch die Wirtschaftspolitik erhöhte Beachtung 
sdienken müssen.

EMPIRISCH BELEGTE EXISTENZMOGLICHKEnEN 
FÜR ALIE UNTERNEHMENSGROSSEN

Können sich die kleinen und mittleren Unternehmen 
des produzierenden Gewerbes in der veränderten Um­
welt künftig überhaupt noch behaupten? Diese grund­
sätzliche Frage ist um so berechtigter, als nicht zu 
leugnen ist, daß sowohl im Fertigungsprozeß als auch 
in den kommerziellen Tätigkeiten der Großbetrieb 
dem Kleinbetrieb in vielen Dingen überlegen ist. Ob- 
sdion man dem Kleineren mehr Elastizität nachrühmt,

kann der Größere sich oft durch organisatorische Maß­
nahmen auf die neuen Bedingungen ein- und umstel­
len. Er ist vielfach von vornherein mehrsdiichtig an­
gelegt und aufs Variieren abgestellt.

Der Unternehmer kleinerer Betriebe geht öfters im 
traditionalistischen Geleise und bedarf des Beispiels, 
ehe er reagiert. Die wissenschaftliche Betriebsführung, 
die aus Prinzip oder Leidenschaft das Neue sucht, ist 
ihm fremd. Trotzdem ist grundsätzlich festzustellen, 
daß gewisse Bedürfnisarten und -qualitäten im Rah­
men der großindustriellen Fertigung nicht befriedigt 
werden können, wie umgekehrt bestimmte Funktionen 
und Zweige der produzierenden W irtschaft den Groß­
einsatz von technischen Anlagen und Investitions­
kapital erfordern. Auch der Aufbau moderner Indu­
striewirtschaften zwingt zur arbeitsteiligen Ausbildung 
von Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben, wobei aller­
dings zunächst offen bleibt, ob die Mittel- und Klein­
betriebe selbständigen Unternehmern gehören müssen 
oder Konzernmitglieder sein können.

W enn sich z. B. ein Konzern mit 30 000 Beschäftigten 
35 örtliche Einheiten leistet, liegt er mit jedem  seiner 
Betriebe im Durchschnitt unter der Grenze von 1000 
Beschäftigten, oberhalb derer man im allgemeinen den 
Großbetrieb ansetzen läßt. Aber im kontinentalen 
Europa herrscht — wenigstens in der Gegenwart — 
die Einbetriebs-Unternehmung bei den Mittel- und 
noch m ehr bei den Kleinbetrieben vor. Bei der oft 
zitierten N ettoleistungserhebung des Jahres 1954 bil­
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deten die rd. 92 000 Industriebetriebe in der Bundes­
republik Deutsdiland rd. 77 000 industrielle U nter­
nehmen.

U ntersdiiedlidies W adistum  von Groß und Klein be­
weist nidit, daß die M ittelindustrie von den Groß­
unternehm en bedrängt wird. Im Gegenteil, oft kann 
jene sidi in  ihrem  eigenen Bereidi w eiterhin kräftig 
entwidceln und gleidizeitig durdi die Großindustrie 
neue und vielfältige Lebens- und Expansionsimpulse 
gewinnen. Die Erfahrung in den Vereinigten Staaten 
bestätigt bisher, daß bei einer zielbewußten W irt­
sdiaftspolitik weder die tedinisdi-w irtsdiaftlidie Ent­
widclung nodi das in m andien Brandien dominierende 
große Unternehmen die kleinen und m ittleren Unter­
nehmen untergraben. Leitende Persönlidikeiten der 
Small Business Adm inistration in  W ashington haben 
versdiiedentlidi erklärt, daß die USA kein Land der 
absoluten V orherrsdiaft großer Konzerne im Produk­
tionssystem  sind, sondern daß nadi wie vor ein so- 
ziologisdi günstiges Nebeneinander von kleinen, m itt­
leren und großen Unternehmen besteht. Allerdings 
haben sie sidi die M ärkte geteilt. An m andien M ärk­
ten sdiaut m an vergebens nadi m ittleren und kleinen 
M itbewerbern aus, an anderen haben kleinere Unter­
nehmen regionale oder Q ualitäts-Sdiattenzonen der 
M arktbearbeitung durdi die Großen entdedct und ge­
deihen in deren Sdiattenj an dritten M ärkten gedeihen 
die Großen, weil sie ihre eigene Produktionstiefe ver­
ringerten, sidi mit Zulieferern umgaben, aber den 
M arkt des Endprodukts ihrer M arke sidiern konnten.

Die Zunahme kleiner und m ittelgroßer Unternehmen 
per Saldo um eine Viertelmillion von insgesamt 
4,25 Mill. auf 4,5 Mill. in den USA im Zeitraum von 
1957 bis 1962 läßt an der Bereditigung dieser Fest­
stellungen kaum Zweifel zu. ‘) Die Differenzierung der 
N adifrage und damit der Produktionsverhältnisse er­
öffnet ständig neue Chancen für die Zuliefererfunk­
tion. Beispielsweise hat der Riesenkonzern von Gene­
ral Electric seine Zulieferersdiar in wenigen Jahren 
von rd. 30 000 auf 42 000 erhöht. Allerdings muß der 
Unternehmer m i t t e l g r o ß e r  B e t r i e b e  lernen, 
das Sdiidcsal des Zulieferers zu meistern. Es ha t durdi­
aus seine Klippen und kennt alle Abstufungen vom 
Umworbenen bis zum völlig Abhängigen. Die k l e i n e  
Unternehmung ist als möglidier Zulieferer für die 
Großen meistens uninteressant, es sei denn, die Gro­
ßen operieren von vielen Betrieben her und der Kleine 
sudit sein Feld an der Grenze zu den Dienstleistungen.

Audi die Erfahrungen der W iederaufbaukonjunktur 
in der Bundesrepublik lehren, daß die meisten kleinen 
und m ittleren Unternehmen an der Expansion teil­
hatten  und gewadisen sind. So ist das Deutsdie Indu­
strieinstitut in  einer U ntersudiung darüber, ob und in 
weldiem  Ausmaß sidi die industriellen kleinen und 
m ittleren Unternehmen neben den Großbetrieben im

deutsdien M arkt behauptet haben, zu red it ermutigen­
den Ergebnissen gelangt. “) In diesem Zusammenhang 
soll die von der Daimler-Benz AG bei ihren Zuliefe­
rern  angestellte Untersudiung erw ähnt werden, wel- 
d ie  gezeigt hat, daß sidi in unserer hodiindustriali- 
sierten V olksw irtsdiaft Lebensraum für alle Größen­
ordnungen bietet. Daimler-Benz, ein  Endfertiger für 
einen Markt, an dem die große Serie siegen mußte, 
ist der Ansidit, daß ein industrieller M ittelstand ein 
unersetzlidier Bestandteil der gesamten Volkswirt­
sdiaft geblieben ist und bleiben wird.

NOTWENDIGE ANPASSUNGSMASSNAHMEN 
Fü r  GROSSRAUMMÄRKTE

W enn nun trotz aller gegenteiliger Voraussagen die 
Klein- und M ittelindustrie, insgesam t gesehen, sidi 
in Zahl und A rt kräftig behauptet hat, so ist dodi 
nidit zu verkennen, daß im Zeitalter der Massenpro­
duktion, der Masseneinkommen und einflußreidier 
Zwisdienstufen in  der Fertigung und im V ertrieb die 
kleinen und m ittleren Unternehmen bei ihrem  Hinein­
wachsen in den n id it m ehr regional abgesdiirmten 
europäisdien M arkt zusätzlidien Schwierigkeiten aus­
gesetzt sind. W achstum und Behauptung von kleinen 
und großen Einheiten in der Fertigung brauchen sich 
jedoch auch im größeren M arkt der EWG nicht auszu­
schließen, sofern wirtschaftspolitisch bestimmte Vor­
kehrungen getroffen werden. Hierzu gehört, daß die 
strukturelle Entwicklung unserer Volkswirtschaft sich 
nicht ausschließlich selbst überlassen bleiben darf. 
Vielmehr ist es eine gemeinsame Aufgabe der Unter­
nehmer, ihrer Berater und O rganisationen und vor 
allem der national übrigbleibenden Wirtschaftspolitik, 
die Voraussetzungen für eine gedeihliche Entwicklung 
der Unternehmen verschiedener Größenordnung durch 
Beseitigung der W ettbew erbsverzerrungen und durch 
Anpassungs- und Umstellungsmaßnahmen an neue 
W ettbew erbsverhältnisse zu schaffen.

G r u p p e  n k o o p e r a 1 1 o n  a l s  E c k p f e i l e r  
d e r  U n t e r n e h m e n s p o 1 1 1 1 k

Die Fragen der W endigkeit und des Anpassungsver­
mögens treten  heute verstärk t in  den Vordergrimd, 
Die wachsende Technisierung, die N ivellierung man­
cher- Bedarfskategorien und der sich vergrößernde 
M arkt lassen — zugleich m it dem dadurch bedingten 
Trend zu größeren Fixkosten — in den Unternehmens­
führungen wieder ein z u n e h m e n d e s  G r u p ­
p e n b e w u ß t s e i n  zutage treten. Es ist anders 
geworden, als es zur Blütezeit der K artelle war. Markt­
orientierte G r u p p e  und nicht Branche heißt die neue 
Parole. Sie fußt darauf, daß der europaweite Markt 
gewisse M indestgrößen des Angebots zur sinnvollen 
M arktbearbeitung voraussetzt. Sonst muß man sich 
eben auf den regionalen M arkt besdiränken, der ja 
keinesfalls abstirbt, aber auch nicht wächst.

1) Vergl. Industriekurier vom 19. 4. 1962.
2) Herbert G r o s s  : .Small Business im großen Markt", Düssel­
dorf 1958, S. 157.

3) Sdinelldienst des Deutsdien Industrieinstituts, Jg. 12, Nr. 88, 
vom  6. November 1962.
4) „Das Großunternehmen und der industrielle Mittelstand“, 
Daimler-Benz AG, Stuttgart, Dezember 1962.
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Audi in Amerika existiert neben den Firmen, die 
„nation-wide" denken, arbeiten und werben, der lokale 
oder provinzielle M arkt. Aber auf ihm ist man nie vor 
Einbrüdien großer Rivalen sicher. Jahrelang mag ein 
Waschmittel- oder Getränkekonzern die dünn besie­
delten Provinzen des W estens als uninteressant an­
gesehen haben. Eine Autobahn oder ein zufälliger 
Nachfrage-Impuls z. B. aus der Ecke eines V ersand­
hauses läßt die Provinz plötzlich zum V ertreterbezirk 
des Konzerns werden, und das beschauliche Dasein 
der regionalen Seifenfabrik oder Brauerei hat aufge- 
höit. Ist sie noch rührig genug, kann die Brauerei z. B. 
Abfüllstation mit Sonderprogramm werden, also eine 
Anlehnung vollziehen. Ist sie stur oder gar kampf­
lustig, kann der Gong ihre letzte Runde eingeläutet 
haben, In der Tat, das Entstehen eines integrierten 
Europamarktes im Rahmen der Europäischen W irt­
schaftsgemeinschaft w ird das Hineinwachsen mancher 
industrieller Klein- und M ittelunternehm en in  größere 
Dimensionen beschleunigen und ihnen eine ausschließ­
liche Beschränkung auf den nationalen Binnenmarkt 
nicht empfehlen. Dieser Zugriff auf die größere Dimen­
sion erfolgt durch die Gruppen mit mehr Aussicht auf 
Erfolg. Eine der wirksam sten Maßnahmen, um auch 
im Klima verschärfter W ettbewerbsbedingungen be­
stehen zu können, ist die Abgabe einzelner Betriebs­
funktionen an neue zwischenbetriebliche Formen wie 
Arbeitsgemeinschaften und Genossenschaften. Solcher 
Verbund erhält Teile der Selbständigkeit und stärkt 
die Wettbewerbsfähigkeit, Er kann manchen der u r­
sprünglichen Vorteile vermitteln, die zunächst nur dem 
großen Unternehmen Vorbehalten zu sein schienen.

Aber die Gruppenkooperation ha t eine Voraussetzung, 
ohne die sie nicht fimktionieren kann. Die Glieder der 
Gruppe müssen kooperationswillig sein; w er sich nur 
in Außenseiter-Rollen wohlfühlt, taugt nicht für sie. 
Einer muß in der Gruppe führen oder wenigstens den 
Stichentsdieid herbeiführen dürfen, sonst lahmt sie, 
ehe sie im Markte ist. Führen im Zirkel Selbständiger 
will gekonnt sein; eine Herrschernatur allein tu t es 
nidit.

U n b e w ä l t i g t e  P r o b l e m e  d e i  E i g e n -  
u n d  F r e m d  1 1 n a n z i e  r u n g

Die Kooperation, so wichtig sie  ist, ist kein A llheil­
mittel. Gleichfalls von entscheidender Bedeutung für 
die Sicherung der W iderstands- und W ettbew erbs­
fähigkeit ist eine hinreichende finanzielle Grundlage 
der Unternehmen. Sie setzt ein ausgewogenes V er­
hältnis von Eigen- und Fremdmitteln voraus sowie 
Bedingungen auf dem Gebiet der staatlichen Sozial­
politik, die sich an der Leistungskraft der vielfach 
lohnintensiven kleinen und m ittleren Unternehmen 
orientieren. Bei den Eigenmitteln kommt es nur zum 
Teil auf die Kraft des Unternehmers an, die Substanz 
beisammen zu halten. Die Steuerpolitik muß dabei hel­
fen. Sie muß ihre Vorstellungen von der richtigen 
Progression am Kapitalbedarf der Unternehmungen 
orientieren und auch die Vermögen- und Erbschaft­

steuern  womöglich neu konzipieren. Für viele mittlere 
Unternehmen ist die kritischste Phase ihr Erbgang: 
Die Erbschaftsteuer verschärft die Krise, sofern der 
Erblasser gegen ihren Zugriff keine Vorsorge, etwa 
versicherungswirtschaftlicher Art, getroffen hat. Man 
muß noch immer davon ausgehen, daß das nicht in 
Gesellschaftsform überführte Unternehmen m it der 
V italkraft seines Schöpfers steht und fällt. Glücklich, 
wer Söhne hat, die die W erksfortsetzung wollen und 
können!

Das investierte Kapital hat eine andere Lebensdauer. 
So drängt das kapitalintensive Unternehmen zur Ge­
sellschaftsform hin, die den auswechselbaren Ge­
schäftsführer im Programm hat. Die unbewältigten 
Reste des Voreingenommenseins gegen die Kapital­
gesellschaft, die in Deutsdiland noch immer anzutref­
fen sind, dürfen kein Moment unserer Schwäche beim 
Eintritt in den Gemeinsamen M arkt werden. Diesen 
Komplex, so scheint uns, , haben weder der Gesetz­
geber (Umwandlungsgesetze!) noch die Didakten der 
Unternehmungsführung zu Ende gedacht.

Bei der Zufuhr von Fremdmitteln kommt es auf loyale 
Formen, günstige Konditionen und einen ausreichen­
den volkswirtschaftlichen Kreditfonds an. Letzterer 
dürfte für die deutschen m ittleren und kleinen Unter­
nehmen der Produktion nicht geringer bestückt sein 
als in den Nachbarländern. Bei den Konditionen und 
Formen aber hat man noch vielfach den Eindruck, daß 
eine Auflockerung am Platze ist, und zwar sowohl bei 
den Kreditgebern als auch bei den Kreditnehmern. 
Die gewohnten Formen, die alten Richtsätze der Be­
sicherung, die Starre bei den Zinsen und Provisionen 
tragen der Aufgabe, den m ittleren und kleinen Unter­
nehm en den Übergang in  das integrierte Europa zu 
erleichtern, nach unserer Beobachtung noch nicht ge­
nügend Rechnung.

DIE BEISPIELHAFT KONZEPTIONELLE VORBEREITUNG 
FRANKREICHS AUF DIE EWG

Dies alles läßt die Blickrichtung auf die Länder jen ­
seits unserer Grenzen interessant erscheinen, w eil w ir 
aus dem Zuschnitt der dortigen Maßnahmen Schlüsse 
auf unser eigenes V erhalten ziehen können. W as wird 
beispielsweise wirtschaftspolitisch und -rechtlich getan, 
um dem Kooperationsgedanken stärker zum Durch­
bruch zu verhelfen, um kleine und mittlere Unterneh­
men aus ihrer oft isolierten und zu individualistischen 
Haltung herauszuführen? Hierbei ist es nicht unbe­
dingt erforderlich, die Verhältnisse in allen europäi­
schen Ländern — die Schweiz beispielsweise ist für 
ihre Aufgeschlossenheit gegenüber der unternehm eri­
schen Zusammenarbeit hinreichend bekannt — in 
Augenschein zu nehmen, sondern man kann sich fürs 
Exempel auf die Charakteristika in Frankreich be­
schränken. Dort nämlich läßt der Staat die V orberei­
tung der Unternehmer auf den Gemeinsamen M arkt 
besonders sorgfältig betreiben.
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S t a a t l i c h  g e f ö r d e t t e  V e r b u n d w i r t s c h a f t

In Kenntnis der erfolgreichen Small Business Policy 
in den Vereinigten Staaten ist m an mit Billigung der 
EWG-Kommission zu besonderen Formen gekommen, 
die zwar nicht immer offiziell als „M ittelstandspolitik“ 
firmieren, aber doch eine besonders wirksam e Vor­
bereitung der kleinen und m ittleren Unternehmen auf 
die auf sie zukommenden Aufgaben sind. Zugleich 
werden dort bem erkenswerte Beispiele dafür geliefert, 
welche Möglichkeiten der aus volkswirtschaftlichen 
Gründen wünschenswerten Beeinflussung des W irt­
schaftsgeschehens bestehen, ohne daß durch sie die 
unternehmerische Freiheit wesentlich beeinträchtigt 
wird. Man stößt auf Formen der Beeinflussung, die 
von den Wünschen der Unternehmer selbst getragen 
werden.

In richtiger Abschätzung der sich anbahnenden tech­
nischen und kommerziellen Entwicklung gewinnt in 
Frankreich die unternehmerische Zusammenarbeit, an­
geregt und ermutigt durch mannigfaltige übergeord­
nete Maßnahmen, ständig an Gewicht, Die kleinen 
französischen Unternehmen wollen und sollen nach­
holen, was ihnen die großen in manchem voraus­
haben. Deshalb erfahren sie die nachhaltige Förderung 
des Staates. Mit dem Erlaß vom 4.2.1959 über die 
Gründung der K o n v e n t i o n s g e s e l l s c h a f ­
t e n  (Sociétés Conventionnées) zur Entwicklung von 
Industrie, Handel und Landwirtschaft hat der Staat 
ernsthaft begonnen, den Selbständigen die Anpassung 
an die neuen Gegebenheiten des Gemeinsamen M ark­
tes zu erleichtern.®) Ziel dieser V erordnung ist der 
verstärk te Zusammenschluß kleiner und m ittlerer Un­
ternehmen. Sie sollen befähigt werden, sich an die 
im „Außenhandel", dem künftigen Binnenhandel der 
EWG, herrschenden verschärften Bedingungen anzu­
passen, um auf diese W eise konkurrenzfähig zu blei­
ben. Kleine und m ittlere Unternehmen erhalten die 
Möglichkeit, gemeinsam eine Gesellschaft zur Durch­
führung besonderer Aktionsprogramme zu gründen. 
Für den Abschluß einer solchen Konvention, die sich 
auf dieses Programm und seine Durchführung bezieht, 
werden staatlicherseits bestimmte Steuererleichterun­
gen gewährt. Es erscheint lohnend, hierauf näher ein­
zugehen.

S t e u e r p o l i t i s c h e  F ö r d e r n  n g s m a B n a h m e n

Zunächst fällt auf, daß die Grenze der Unternehmens­
größe des einzelnen Partners für das Eintreten der 
Förderungsmaßnahmen bei 500 Beschäftigten und 
einem Eigenkapital bis 5 Mill. frs. gezogen wurde. 
Wem diese Grenze zu hoch erscheint, der möge be­
denken, daß „Groß" und „Klein" im größeren M arkt 
zu noch relativeren Begriffen werden, als sie es schon 
im Binnenmarkt sind. Auch die Small Business-Rege- 
lung in den USA zieht die äußerste Grenze für För­
derungsmaßnahmen erst bei 1000 Beschäftigten. Die 
geforderte Zusammenarbeit erstreckt sich im Interesse 
der Beteiligten sowohl auf die Anpassung und Aus-

richtung der Erzeugnisse der angeschlossenen Be­
triebe an neue M arkt- und Absatzverhältnisse als 
auch auf den gemeinsamen V erkauf dieser Produkte. 
Auf diese W eise wird die Errichtung größerer, lei­
stungsfähig und selbständig bleibender Produktions­
einheiten zusammen mit dem Auf- und Ausbau von 
V ertriebsnetzen innerhalb und außerhalb Frankreichs 
bewirkt. Darüber hinaus können die Gesellschaften 
dieser A rt der Schaffung von Q ualitätsm arken dienen, 
gemeinsam überlegte Betriebsaufteilungen besser ko­
ordinieren, die Aufbringung der Umstellungskosten 
und die Exportfinanzierung erleichtern und eine wirk­
same Standardisierung der Produktion durch Nor­
mung, Typisierung und Spezialisierung ermöglichen 
und durch alles dieses die W endigkeit, Anpassungs­
fähigkeit und Leistungskraft der verbundenen Unter­
nehmen heben. Hinzu kommt, daß die zwischen­
betriebliche Zusammenarbeit eine Förderung steuer­
licher A rt erfährt. Es ist, um nur die wichtigsten Ver­
günstigungen zu nennen, die Beteiligung an einer 
Konventionsgesellschaft im Jah r der Einzahlung in 
voller Höhe durch eine Sonderabschreibung absetz­
bar! das gleiche gilt für spätere Kapitalerhöhungen. 
Gewinne, die eine Société Conventionnée erzielt — 
und ihr Zweck umfaßt die Gewinnerzielung —, sind 
ebenfalls unter gewissen Bedingungen steuerbe­
günstigt. ®)

Darüber hinaus w ird die Kooperation von Unter­
nehmen, deren Tätigkeit im Rahmen des IV. Entwick­
lungsplanes (1962 bis 1965) als vordringlich anerkannt 
wurde, ebenfalls steuerlich gefördert. Das gilt bei­
spielsweise für solche Unternehmen, die sich zusam- 
menschließen, um gemeinsam ein „industrielles Gan­
zes" zu schaffen. Es sei festgehalten, daß hier nidit 
nur der V erbund steuerlich gefördert wird, sondern 
die Vorzugsbesteuerung bei M utter- und Tochter­
verhältnissen schon bei einer Organschaftsbeteiligung 
von weniger als 20 ®/o gew ährt wird.

D i e  r e g i o n a l e  E n t w i c k l u n g s p o l i t i k

Ein drittes Anwendungsgebiet mittelstandspolitischer 
Maßnahmen findet sich in der seit einigen Jahren 
energisch vorangetriebenen regionalen Entwicfclungs- 
politik. Sie will mit der bekannten französischen 
Standortsverteilung aufräumen: Paris et le désert! 
Die industriell schwach besetzten Provinzen sollen 
sich mit industriellen Fertigungsbetrieben auffüllen. 
H ier muß der Staat allerdings ein enormes Gefälle 
kompensieren. Sicherlich gab es an Lagerstätten ge­
bundene Industrien auch außerhalb der Tie de France, 
und es gab auch traditionelle Industriestandorte für 
Ubiquitäten. Aber w er immer es konnte, ließ sich mit 
diesen nach Paris verwehen, wo die Verwaltungen 
der standortgebundenen Unternehmen gleichfalls re­
sidierten. Aber die französische Wirtschaftspolitik 
will nicht, daß Paris allein europäisch wird oder nur

6) Ordonnance Nr. 59-248 vom 4. Februar 1959.

6) Vergl. die „Untersudiung der Lage der kleinen und mittleren 
Industrieunternehmen in den Ländern der EWG“ der UNICE 
(Union der Europäisdien Industrieverbände), Brüssel 1962.
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die Grenzdepartements ihre M ärkte nach Osten äus- 
dehnen; vielmehr soll ganz Frankreidi die Integration 
mitmadien.

Audi im Bereidi der allgemeinen Investitionsförde­
rung finden sidi mittelstandsfreundlidie Maßnahmen, 
ohne daß sie wegen des Grundsatzes der Steuer- 
gleidiheit als soldie besonders herausgestellt werden. 
So kommt es, daß formell m ehrere Vergünstigungen 
nidit ausdrücfclidi auf kleine und m ittlere Unterneh­
men besdiränkt sind, obsdion sie infolge ihrer beson­
deren Natur vorwiegend diesen Unternehmen zugute 
kommen. Stellvertretend seien hier die im Verlauf 
der letzten Jahre für die Fusion von Unternehmen ge­
sdiaffenen Maßnahmen genannt. Sie haben sidi bei­
spielsweise in den mit Klein- und M ittelbetrieben 
stark durdisetzten Produktionsbereidien der Ernäh- 
rungs-, Textil- und Schuhindustrie segensreich ausge­
wirkt, so daß die neuen Kombinate plötzlich aüf deut­
schen und belgisch-niederländischen M ärkten mit 
interessanten W arengattungen und -mengen erschei­
nen konnten. Neben steuerlichen Konzentrations- 
erleiditerungen wirken sich bei Klein- und M ittel­
unternehmen oft die besonderen I n v e s t i t i o n s ­
p r ä m i e n  und andere Steuervergünstigungen aus, 
die im Rahmen der allgemeinen Dezentralisierungs­
politik gewährt werden. ’’)

Zusammenfassend ist festzustellen, daß Frankreich, 
um den Schwierigkeiten, die bei seiner überkomme­
nen Industrie aus der Betriebsgröße und damit aus der 
sdiwächeren Marktstellung sowohl im Binnenmarkt 
als auch im EWG-Bereich resultieren, zu begegnen, 
Wege einscfalägt, die bei uns wohl von einem großen 
Teil der Unternehmer als zweckmäßig erkannt sind, 
deren Beschreiten aber durch die besondere wettbe- 
werbsrechtliche Situation in Deutschland behindert 
wird. Auch die im Jahre 1963 bei uns eingeführten 
Verfahrenserleichterungen, beispielsweise für Spezia- 
lisieruagskartelle, holen den Vorsprung der franzö­
sischen Kooperationsförderung nicht auf. ®)

BEWÄHRTE INSTITUTIONEN DER FRANZÖSISCHEN 
MITTELSTANDSPOLITIK

Kleine und mittlere Unternehmen werden sich im Zeit­
alter mehr oder minder starker Strukturwandlungen 
nur dann behaupten können, wenn ihre finanzielle 
Widerstandskraft so gefestigt ist, daß sie einerseits 
die Anpassungs- und Umstellungsinvestitionen durch­
zuführen in der Lage sind, andererseits aber auch 
„Durststrecken" auf Grund von Forschungen, V er­
suchen und neuen Märkten durchhalten können. Ein 
Instrument erleichterter Eigenkapitalbildung ist, so­
lange die Preise nicht zerrüttet sind, in  der degressi­
ven Abschreibungsmethode zu erblicken. Sie w ird in 
Frankreich selbstverständlich allen Unternehmen und 
allen Branchen (allerdings in unterschiedlichem Maß)

7) Siehe auch «Frankreidis Industrie ist spezialisierter", in: 
Industriekurier vom 2. 6. 1962.
8) Vergl. den Beitrag von H e r i m a n n / R u d o l l ,  .Industrielle  
Mittelstands- und Kartellpolitik in der Marktwirtsdhaff, in: Wirt­
sdiaftsdienst Nr. 8, 1963.

zugestanden. Dennoch hat sie  in gewissen Bereichen 
einen besonderen Zuschnitt zur Förderung von Klein- 
und M ittelbetrieben, denen sie die Modernisierung 
erleichtert.

Hervorzuheben sind ferner die im Rahmen der De­
zentralisierung des Pariser Großraums geschaffenen 
„ G e s e l l s c h a f t e n  z u r  r e g i o n a l e n  E n t -  
w i  c k 1 u n g " (Sociétés de Développement Régional), 
über die noch wenig berichtet wird. Sie sind halb­
offizielle Institutionen, geben ähnlich wie die Berliner 
Industriebank vorübergehend Beteiligungskapital an 
nicht emissionsfähige Unternehmen und gelten in 
manchen Bezirken als wichtige und loyale Stütze für 
m ittlere Familienunternehmen, die vom interm ediären 
Teilhaber halbstaatlicher Prägung keine Verdrängung 
befürchten. Daneben finanzieren die Entwicklungs­
gesellschaften Umstellungsvorhaben aus einem be­
sonderen Fonds de Productivité mit langfristigen zins­
günstigen Krediten. Die Höhe der von den insgesamt 
heute bestehenden 15 Gesellsdiaften auf dem Kapital­
m arkt untergebrachten Sammelanleihen ist nicht zu 
unterschätzen. In den letzten Jahren sollen sie jeweils 
etwas mehr als 10 «/o der vom privaten W irtschafts­
bereich aufgelegten französischen Obligationen dar­
stellen.

Das läßt einen Rückschluß auf den Umfang dieser 
„Eigenkapitalersatzfinanzierung" sowie der herausge­
legten Beteiligungskredite zu. Der Begriff Eigenkapi­
talersatzfinanzierung geht auf amerikanische Vor­
bilder zurück. Er wird noch immer als ungenau emp­
funden, ist aber bei gutem W illen nach unserer Be­
obachtung riditig  zu verstehen: Er deckt ein Institut 
mit öffentlichen Fonds und/oder Emissionsrecht, das 
sich, zeitweilig und ohne die Absicht zu sozialisieren, 
an Privatuntem ehm en beteiligt — meist in der Form 
der stillen Gesellschaft oder auch der Kommandit­
gesellschaft —, um diesen den Schritt in die höhere 
Stufe der Kapitalausstattung zu ermöglidien. In einem 
Tilgungsprozeß läßt sich das Institut w ieder hinaus­
drängen, um alsbald mit den freigewordenen M itteln 
bei neuen Firmen einzusteigen, die wiederum Finan­
zierungslücken bei der Investition aufweisen. Solche 
Institute sind keine Helfer für Sanierungsfälle. Ihr 
Typ ist außer in Frankreich auch in Belgien und den 
Niederlanden anzutreffen und in Deutschland in Ber­
lin  und Köln, h ier allerdings mit der Beschränkung 
auf die Operationsbasis der Entwicklungsländer.

In der Frage der Beschaffung zusätzlicher Sicherheiten 
für Ausrüstungskredite hat sich die Tätigkeit der sog. 
„ G e s e l l s c h a f t e n  m i t  g e g e n s e i t i g e r  
G a r a n t i e "  (Sociétés de Caution Mutuelle), unse­
ren Kreditgarantiegemeinschaften vergleichbar, be­
w ährt. Es gibt ihrer in  Frankreich heute mehr als 30, 
und zwar allein für Unternehmen der Industrie.

Daß sich auch die französischen W irtschaftsverbände 
aufgerufen fühlen, durch ihre Arbeit auf der Ebene 
der Selbsthilfe zur Strukturverbesserung und W ett­
bewerbsfähigkeit der von ihnen betreuten Firmen
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beizutragen, ist bekannt. Ein besonders interessantes 
Beispiel w ird von dem in der Fédération des Industries 
M écaniques zusammengesdilossenen w eiten Bereidi 
des M asdiinen- und Apparatebaus, dem in Frankreidi 
der überwiegende Teil der M etallverarbeitung ange­
hört, gegeben. ') Es handelt sidi um einen Bereidi 
von rund 11 000 Industriebetrieben, von denen 83“/» 
nicht mehr als 100 Beschäftigte aufweisen. Diese klei­
nen Unternehmen bewältigen 28 V» des Branchen­
umsatzes. Etwa 13 Vo der Betriebe dieser Brandie ge­
hören zur m ittleren Größenklasse mit Beschäftigten­
zahlen zwischen 100 und 500 Personen; auch auf sie 
entfallen 28 Vo des Brandhenumsatzes. Nur 4 ”/o der 
Betriebe dieser mechanischen Industrie haben mehr 
als 500 Beschäftigte, aber diese Großen bestreiten 
44 Vo des Produktionsvolumens.

Nun sind die Klein- und M ittelbetriebe dieses Pro­
duktionsbereiches durchweg selbständige Einbetriebs­
unternehm en in den Händen der Gründerfamilien. Sie 
haben teilw eise mit den gleichen widrigen Umständen 
zu kämpfen wie bei uns, wenn ihnen auch die Um­
satzsteuer mit dem Übergang Frankreichs zur taxe 
sur la valeur ajoutée nicht mehr so viel zu schaffen 
macht wie in Deutschland die kum ulative Allphasen­
umsatzsteuer. Aber der W andel der Produktions- und 
A bsatzverhältnisse erfordert auch hier starke Ver­
änderungen im organisatorischen und oft genug auch 
im personellen Bereich. Außerdem fehlt es an Kapital 
für die im M etallsektor so außerordentlich rascii auf­
wendiger werdende Technik (Automatisierung). Nach 
Berechnungen des Verbandes m üßten diese Unter­
nehm en durchweg ihr Eigenkapital um rd. 40 Vo er­
höhen, um auf die Relation des Eigenkapitals zum 
Fremdkapital zu kommen, die in den konkurrierenden 
Aktiengesellschaften der Branche üblich ist.

Das Interessante liegt nun darin, daß w eder der Ruf 
nach besonderer staatlicher Hilfe für die betroffenen 
Kleinen noch nach restriktiven Maßnahmen gegen die 
Großen zu vernehm en ist. Vielmehr ha t die Branche, 
wie uns aus Gesprächen bekannt geworden ist, mit 
gutem Erfolg versucht, mit einer intensiven Gemein­
schaftsarbeit voranzukommen. Hierzu haben der V er­
band und zwölf Banken eine Gesellschaft gegründet 
(„Tefica" =  Société Technique et Financière pour l'Indu­
strie Mécanique), die den einzelnen Unternehmen 
zunächst zu einer eingehenden betriebswirtschaft­
lichen Analyse verhilft uhd dann passende Finan­
zierungsquellen erschließt. Darüber hinaus fördert sie 
aus ihrer Kenntnis der M arktlage heraus die V er­
schmelzung von verw andten Kleinbetrieben, die zur 
Verbesserung ihrer W ettbewerbsfähigkeit einer Aus­
w eitung ihrer Tätigkeit bedürfen. Diese Hilfe bei 
Fusionen hat der Tefica den Beinamen einer „Agence 
Matrimoniale" eingebracht, aber nicht den Ruf einer 
Konzentrationsmaschine, wie denn überhaupt festzu­
stellen ist, daß die Konzentration in Frankreich als 
positiver Schritt ins europäische Maß angesehen wird

8) Vergl. .Selbsthilfe französisdier Mittel- und Kleinbetriebe*, 
in: Frankfurter A llgem eine Zeitung vom 5. 3. 1962.

und nicht als gesellschaftspolitische Verfallserschei­
nung. Wirtschaftspolitisch ist darin ein überaus be­
deutsam er Vorgang zu sehen, weil damit auch für- 
uns in Deutschland ein neuer A spekt für die Proble­
matik der Konzentration gewonnen wird; er besteht 
aus dem „europäischen Maß für Größe".

Für die Beschaffung von Eigenkapital gründete der 
Verband eine zweite Gesellschaft („Sofimeca" =  
Société Française de Participations dans les Industries 
Mécaniques), die mittels einer Kapitalzuteilung je­
weils dort einzuspringen bereit ist, wo ein Betrieb' 
der Branche vor der N otwendigkeit steht, aus der bis­
herigen Enge durch Einschränkung seiner Selbstän­
digkeit herauszukommen. Der M indestnennwert der 
Beteiligung muß 400 000 frs. betragen; andererseits 
darf die Sofimeca niemals m ehr als ein Drittel des 
Grundkapitals ihrer K lienten übernehmen, damit die 
Beteiligung nicht den Charakter einer Minderheits­
beteiligung verliert. Der V erband h a t vorgesehen, die 
A ktien der Sofimeca an der Börse einzuführen, um 
sich so den breiten Kapitalm arkt zu erschließen. Audi 
das ist bedeutsam: Die Vermögenskonzehtration wird 
hier un ter Ausnutzung des Sdiachtelprivilegs zu 
einem Instrum ent der M ittelstandspolitik.

EXISTENZFÄHIGKEIT AUCH IM GEMEINSAMEN MARKT

Nach diesem Überblick halten wir uns für berechtigt, die 
eingangs gestellte Frage, ob sich kleine und mittlere 
Industrieunternehm en auch im größeren Markt be­
haupten können, nach dem jetzigen Stand von Technik 
und M ärkten grundsätzlich zu bejahen. Allerdings 
kommt der wirtschaftspolitischen Festigung der mit- 
tèl- und kleinbetrieblichen Struktur der Industrie be­
sondere Bedeutung zu: Sie muß Kooperation und Kon­
zentration zulassen, um den Unternehmen Wahlmög­
lichkeiten zu bieten. Einen w ettbewerbsstarken und 
krisenfesten Produktionsapparat von der größten bis 
zur kleinen, technisch noch sinnvollen Unternehmens­
einheit zu haben, erscheint nämlich am besten ge­
eignet, die Möglichkeiten des Gemeinsamen Marktes 
wahrzunehmen und seine Gefahren zu minimalisieren. 
Der Blick in unser Nachbarland Frankreich zeigt, 
welche aktive V orbereitungsarbeit auf die neuen Ge­
gebenheiten von Staat und V erbänden geleistet wird. 
Vieles ist dem deutschen Betrachter nicht ganz unbe­
kannt, wenn es auch im Lande des konservativsten 
Unternehmertums heute m ehr Schwung aufweist als 
bei uns, wo die Prinzipien der Solidarität und der 
Genossenschaft ein wenig verblaßt sind.

V e r ä n d e r t e  W e t t b e w e r b s v e r h ä l t n i s s e  
v e r l a n g e n  K o n z e s s i o n s b e r e i t s c h a f t

Zwei Dinge fallen jedoch ins Auge: Die zwischen­
betriebliche Zusam menarbeit und der Verbund zu 
größeren W ettbewerbseinheiten, m ithin die ganze 
Konzentfationsfrage, w erden unter einem anderen, 
das Positive herausstellenden Aspekt gesehen und 
staatlich gefördert. So wie jedes einzelne Land aus 
den Maßnahmen der anderen EW G-Partner diese und
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jene nützliche Folgerung für sich selbst abzuleiten 
vermag, sollten auch wir aus der in  Frankreich vor­
herrschenden realistischen M entalität lernen und die 
dort eingeleiteten Maßnahmen prüfen, ob nicht das 
eine oder andere für die Stärkung der Lebens- und 
Entwicklungsbedingungen des industriellen Small 
Business in der Bundesrepublik zu übernehmen ist. 
Denn jede gesetzliche Regelung, und hier denken wir 
vor allem an die auch heute noch als hindernd emp­
fundenen Bestimmungen des Gesetzes gegen W ett­
bewerbsbeschränkungen, die solche selbständigen 
Unternehmen einseitig in ihren unternehmerischen 
Handlungen und Entscheidungen hemmt oder be­
lastet, wirkt sich als eine Benachteiligung aus, die bei 
Unternehmen kleiner und m ittlerer Größenordnung 
das weitere Gedeihen ernsthaft in Frage stellen kann.

Die deutsche Industrie hat auf dem Gemeinsamen 
Markt bereits zu spüren bekommen, daß die koopera- 
tions- und konzentrationsfreudigen Konkurrenten der 
Partnerländer entgegen allen wettbew erbstheoreti­
schen Vorstellungen ein hohes Maß an Leistungs­
fähigkeit, Dynamik und Anpassungsvermögen be­
sitzen. Verschiedene Anzeichen — so die Ausführun­
gen des Bundeswirtschaftsministers Kurt Schmücker, 
zu dieser Frage auf dem 12. Rheinischen M ittelstands­
tag der CDU in Düsseldorf Ende 1963 und die Ansicht 
des Wirtschaftsausschusses des Bundestages, die Bil­
dung von Spezialisierungskartellen sollte nicht nur 
erleichtert, sondern aus Gründen des internationalen 
Wettbewerbs sogar gefördert werden — dürften dafür 
sprechen, daß sich auch bei uns ein Sinneswandel an­
zubahnen beginnt. Bleibt nur zu hoffen, daß rechtzeitig 
entsprechende Konsequenzen aus diesen Erkenntnis­
sen gezogen werden.

Die Unternehmer selbst und ihre Berater haben sich 
heute mehr als vor sechs bis acht Jahren  von den 
überkommenen Formen der Branchenkooperation ge­
löst. Diese werden nicht nur vom deutschen Recht, 
von einzelnen zulässigen Ausnahmen abgesehen, 
unterbunden. Das W ettbewerbsrecht des Rom-Ver- 
trages ist nicht milder, sofern es angewandt und nicht 
nur zur Kenntnis genommen wird. Aber die selektive 
oder Gruppen-Kooperation, wie sie vor allem A m o 
Sölter (im Industriekurier Nr. 192 vom 12. Dezember 
1963) beschrieben hat und von uns am französischen 
Beispiel erläutert wurde,- blüht auf. H ier geht es um 
die Zusammenarbeit von jeweils nur wenigen Mit­
gliedern einer Branche oder M arktpartei. Sie gelangen 
zu Marktanteilen, die auch für den größeren M arkt

interessant werden, ohne zu Monopolen zu werden. 
Der W ettbewerb w andelt seine Form also wieder 
einmal, ohne deshalb seine Dynamik einzubüßen. 
Die Gruppe ordnet ihren Einkauf, ihre Innovation, 
ihr Produktionsprogramm und den V ertrieb. Ihr w ird 
plötzlich sogar das Massenmeditmi der Fernsehwer­
bung zugänglich, weil das Angebot so groß werden 
kann, daß es markenfähig wird. Der Gruppe muß das 
Wirtschafts- und Finanzrecht zur Seite stehenj sie 
verschafft keinem Mitglied den Zugang zum süßen 
Nichtstun, sondern sie verein t die Kräfte, die der 
Bündelung bedürfen.

D i e  P a r o l e  m u B  b e l B e n :
G r n p p e n  k  o o p e  r a t i  o n

Ins Internationale hinein wird die Unternehmens­
gruppe den Zug zur Zusammenarbeit mit am erikani­
schen oder nordeuropäischen Partnern der Branche 
verstärken. Zunächst wußten sich die Großen den 
amerikanischen Paten oder Partner zu sichern. An 
der M ittelindustrie lief die W elle der Lizenzen eine 
Zeitlang vorbei, obschon jene mit ihrem Forschungs­
rückstand gerade die Lizenz gebraucht hätte. In Grup­
pen kann auch sie  systematischer auf den Paten zu­
gehen, für den sie, schon ihrer Größe wegen, inter­
essanter zu w erden verspricht. Die Gruppe braucht 
nicht nur aus Unternehmen einer Nation zu bestehen. 
W as der Konzern mit Töchtern in den Partnerländern 
der Gemeinschaft zuwege bringt, kann die Gruppe 
mit Schwesterunternehmen anstreben. W ir machen 
uns nicht vor, die Führung in den Gruppen sei un­
problematisch. Aber wir sehen an Beispielen, daß das 
Führungsproblem lösbar ist, und zwar auch ohne 
kapitalistisch unterbaute M ajoritäten. Kurzum, wir 
erblicken in der Gruppenkooperation eine der H aupt­
stützen für das Fortbestehen m ittlerer und kleinerer 
Unternehmen mit Endfertigungsprogrammen im Ge­
meinsamen Markt.

Auch für die Zulieferer kann die Gruppenkooperation 
zweckmäßig sein, weil diese deren M arktbedeutung 
für den Belieferten erhöht. Aber hier ist ihre W irk­
samkeit noch weniger erprobt, was sich zum Teil 
daraus erklärt, daß der Zulieferer die Auswirkungen 
des Gemeinsamen M arktes mehr indirekt verspürt, 
nämlich durch den Puffer seines Auftraggebers. Der 
Zulieferer kann w eiter seine Marktbeobachtung auf 
W olfsburg oder S tuttgart beschränken, während der 
A uftraggeber den europäischen oder sogar den W elt­
m arkt zu erkunden hat. Dem Endfertiger nimmt diese 
Marktforschung aber kein Auftraggeber ab.
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